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Drucksache 532/26(Beschluss)

Anlage

EntschlieBung des Bundesrates "Flachendeckender Ausbau
multiprofessioneller Kinderschutzstrukturen"

Kinder und Jugendliche, die von Gewalt und Missbrauch betroffen sind, zu schiit-

zen, zéhlt zu einer der grundlegenden Aufgaben des Staates und der Gesellschaft.

Erfahrungen aus problematischen Kinderschutzverldufen und einschligige Studien

zeigen deutlich, dass es an den Schnittstellen zu anderen Systemen immer wieder zu

Schnittstellenproblemen und Schutzliicken kommt. Eine gelingende fachiibergrei-

fende Kooperation ist daher unverzichtbar, um eine ganzheitliche Versorgung von

Kindern und Jugendlichen in (mdglichen) Kinderschutzfillen zu gewéhrleisten.

1.

Der Bundesrat bekriftigt, dass interdisziplindr und kindgerecht ausgestaltete
Einrichtungen (ambulant, wie stationir) eine wichtige Siule des Kinderschutzes
darstellen. Durch die wirksame Verkniipfung medizinischer, polizeilicher, juris-
tischer, und sozialpadagogischer Expertisen konnen niederschwellige passge-
naue Hilfen unterbreitet und zusétzliche Belastungen fiir von Gewalt betroffene
Kinder und Jugendliche minimiert werden. Insbesondere ermdglichen sie die
Beweissicherung fiir mogliche Gerichtsverfahren in einer fiir die betroffenen
Kinder und Jugendlichen moglichst wenig belastenden Weise.

Der Bundesrat stellt fest, dass multiprofessionelle Kinderschutzstrukturen bis-
her nicht in ausreichendem Mal3e vorhanden sind, um den vorhandenen Schutz-
bedarfen insbesondere im Bereich der Strafverfolgungsbehdrden und Gerichte
flichendeckend Rechnung zu tragen. Er begriiit daher ausdriicklich, dass sich
die Bundesregierung im Koalitionsvertrag fiir die 21. Legislaturperiode zur
strukturellen Weiterentwicklung im Kinderschutz bekannt und eine Bundesfor-
derung fiir regionale, interdisziplindre und ambulante Anlaufstellen fiir Kinder
und Jugendliche, die korperliche Gewalt oder sexuellen Missbrauch erfahren
haben, in Anlehnung an das Childhood-Haus-Konzept, angekiindigt hat.
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3. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung daher auf, eine Bund-Lander-
Arbeitsgruppe zu initiieren, um gemeinsam mit den Lindern ein bundesweites
Konzept zur Etablierung und Verstetigung von interdisziplindr und kindgerecht
ausgestalteten Einrichtungen zu erarbeiten, das rahmengebende Gelingens-
Malstédbe enthilt, ein am Bedarf orientiertes Umsetzungsziel benennt und ins-
besondere eine verbindliche, auskommliche und nachhaltige Finanzierung
durch den Bund sichern soll.

Bei der Erarbeitung des Konzepts sind die in den Landern bereits bestehenden
kommunalen, regionalen und landesweiten Kooperations-, Beratungs-, Inter-
ventions- und Versorgungsstrukturen systematisch zu erfassen und einzubezie-
hen. Das Konzept soll bundesweit vergleichbare QualititsmaBstibe gewihrleis-
ten, zugleich jedoch eine bedarfs- und strukturorientierte Umsetzung durch die
Lander ermoglichen. Die nachhaltige, auskdmmliche Finanzierung ist durch den
Bund sicherzustellen.

Dazu gehort auch eine auskdmmliche und nachhaltige Finanzierung der
ambulanten medizinischen Leistungen von Kinderschutzambulanzen an
Krankenhdusern, die in Kooperation mit den Tragern der Jugendhilfe wichtige
vernetzte Leistungen erbringen sollen. Die Bundesregierung wird aufgefordert,
den § 118b SGB V so zu édndern, dass eine auskommliche und nachhaltige
Finanzierung der ambulanten medizinischen Leistungen von
Kinderschutzambulanzen an dafiir geeigneten Krankenhdusern bundesweit
ermoglicht wird.

Begriindung:
Zu Nummer 1:

Die Etablierung multiprofessioneller Kinderschutzstrukturen folgt dem Prinzip
der Ganzheitlichkeit und stellt das Wohl des Kindes in den Mittelpunkt. Durch
einen niederschwelligen Ansatz wird der Zugang zu Hilfen fiir die von Gewalt
betroffenen jungen Menschen und ihre Familien maB3geblich erleichtert. Exper-
ten aus Polizei, Jugendhilfe, Justiz, Medizin und Psychologie arbeiten dabei
koordiniert unter einem Dach zusammen. Dies beschleunigt nicht nur die Er-
mittlungen, sondern sorgt auch fiir eine optimale medizinische und sozialthera-
peutische Versorgung. Besonders hervorzuheben ist, dass in diesem Rahmen
eine Retraumatisierung der betroffenen Kinder und Jugendlichen durch wie-
derholte Beweisaufnahmesituationen (Polizei, Anwalt, Gericht) vermieden
wird. Abgestimmte Verfahrenswege verhindern, dass gefédhrdete Kinder zwi-
schen den Zustdndigkeiten der Systeme verloren gehen. Auf diese Weise kon-
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nen Vorurteile leichter abgebaut und ein einheitliches Kinderschutzverstindnis
entwickelt werden.

Zu Nummer 2:

Ein effektiver Kinderschutz verbindet den staatlichen Schutzauftrag mit gesell-
schaftlicher Verantwortung und setzt eine verlédssliche Kooperation zwischen
privaten, kommunalen und staatlichen Ebenen voraus. Das gelingt jedoch nur,
wenn ausreichend geeignete Angebote flir den Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen zur Verfiigung stehen. Vor diesem Hintergrund wird das Bekennt-
nis der Bundesregierung zum Ausbau multiprofessioneller Kinderschutzstruk-
turen sowie die daran gebundene Forderabsicht (in Anlehnung an das Modell
der Childhood-Héauser) von den Léndern ausdriicklich begriifit.

Zu Nummer 3:

Die Jugend- und Familienministerkonferenz hat am 21./22. Mai 2026 in Frank-
furt am Main (TOP 7.4) bereits einen Beschluss gefasst, mit dem die Bundes-
regierung aufgefordert wird, bei dem Ausbau multiprofessioneller Kinder-
schutzstrukturen entsprechende Verfahrenshinweise zu berticksichtigen. Dabei
sollen die bestehenden und geplanten Angebote in den Landern sowie bisherige
Erkenntnisse aus der Praxis beriicksichtigt werden. Grundlage dafiir soll ein
abgestimmtes Konzept mit rahmengebenden Gelingens-MaBstdben und einem
klar benannten Umsetzungsziel sein. Die hier einzuberufende Bund-Lénder-
Arbeitsgruppe sollte ihre Tétigkeit folglich unter Einbeziehung der Gesund-
heitsministerkonferenz, der Innenministerkonferenz, der Justizministerkonfe-
renz und der Jugend- und Familienministerkonferenz aufnehmen.

Krankenhduser, die ambulante kindermedizinische Leistungen fiir einen
gelingenden Kinderschutz erbringen wollen, scheitern aktuell an den
Zulassungsausschiissen der Arzte und Krankenkassen, weil die Auslegung des
§ 118b SGB V durch die Selbstverwaltung viel zu eng ist. Damit wird dieses
wichtige Versorgungsangebot verhindert. Und das obwohl auch die
niedergelassenen Kinderdrzte einen solchen Bedarf der Versorgung durch
geeignete Krankenhduser bejahen. Es soll bundesweit moglich sein, diese fiir
den Kinderschutz zentrale ambulante kindermedizinische Leistung an
geeigneten Krankenhdusern zu erbringen. Kinderschutz darf nicht an den
Sektorengrenzen des Gesundheitssystems und der Kinder- und Jugendhilfe
scheitern.



	Entschließung des Bundesrates "Flächendeckender Ausbau multiprofessioneller Kinderschutzstrukturen"
	Entschließung des Bundesrates "Flächendeckender Ausbau multiprofessioneller Kinderschutzstrukturen"

